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Vorwort


Dieses Buch war als Dissertation angedacht. Leider scheiterte dieses Vorhaben. Aus meiner Sicht gab es dafür vielfältige Gründe. Vornehmlich immer neue Forderungen das Thema immer weiter auszubauen, gepaart mit dem Eintritt in das Berufsleben.


Daher veröffentliche ich die Arbeitsergebnisse nunmehr in diesem Buch. Die Arbeitsergebnisse stellen nicht den neuesten Stand der Entwicklung dar. Es zeigt sich aber, dass es sich um ein schwieriges und sensibles Thema handelt bei dem sehr viele Interessen unterschiedlicher Parteien aufeinandertreffen.




A. Einleitung


Die Verbrechen der Nationalsozialisten waren in Art und Umfang so vielfältig, wie man es sich bis zu ihrer Aufarbeitung überhaupt nicht vorstellen konnte.


Gerade deshalb forderten die Verbrechen auch so viele Opfer unterschiedlichster Art, die sich, wie sich im Verlauf des Buches zeigen wird, zum Teil völlig unterscheiden und daher keine Gemeinsamkeiten haben, außer dass sie alle von den Nationalsozialisten verfolgt und missbraucht wurden.


Hintergrund dieser „Opfervielfalt“ war, mit Ausnahme der rassisch verfolgten Opfer (vgl. Kapital B IV), das Bestreben der nationalsozialistischen Diktatur dem Grundsatz „wer nicht für uns ist, ist gegen uns“ folgend, sämtliche Gegner (und späteren Opfer) zunächst aus ihren gesellschaftlichen und menschlichen Bindungen zu lösen und im Nachgang ihre wirtschaftliche Existenz zu zerstören, um sie anschließend physisch direkt oder durch Arbeit zu vernichten. Nicht verschwiegen werden soll, dass auch frühere Anhänger oder Sympathisanten der Nationalsozialisten später zu Opfern des Regimes werden konnten.


Für viele Opfer gab es eine gewisse „Entschädigung“ für das ihnen zugefügte Leid. Hier soll sowohl geklärt werden, was eine Entschädigung ist, als auch, welche Entschädigungen an wen gezahlt wurden und auch warum nicht die gleiche Entschädigung zum selben Zeitpunkt an alle Opfer ausgezahlt wurde.


I. Einführung in das Thema des Buches


Dieses Buch befasst sich mit den von der Bundesrepublik Deutschland geschaffenen Regelungen zur Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts und zeigt zugleich den Ablauf der von der Bundesrepublik Deutschland geleisteten Wiedergutmachungszahlungen an vornehmlich jüdische Opfer des Nationalsozialismus auf. Darüber hinaus wird die Verteilung der gezahlten Gelder thematisiert. Da die Zahlungen nach wie vor noch nicht abgeschlossen sind, ist es wichtig, sich einen aktuellen Überblick zu verschaffen, um so einerseits genauer die bereits erfolgten Zahlungen würdigen zu können, aber andererseits auch zu erkennen, welche weitergehenden Leistungen unter Umständen noch notwendig sein würden.


Hierbei wird ein Überblick über sämtliche bekannten und erfolgten Leistungen, sowohl aus der Frühzeit der Bundesrepublik als auch über diejenigen Leistungen, die auf Initiative der Alliierten noch vor Gründung der Bundesrepublik beschlossen wurden, gegeben. Dabei ist es wichtig zu wissen, dass die geleistete Wiedergutmachung stets von veränderten innen- sowie außenpolitischen Ereignissen sowie einer durch den langen Zeitraum und die Ablösung der vorherigen Generation durch die sogenannte „Nachkriegsgeneration“ bedingten Veränderung der Perspektive auf die nationalsozialistische Ära bestimmt wurde.


Da es bis heute keinen eigentlichen Abschluss der deutschen Wiedergutmachung gibt, sollen alle Zahlungen bis zum Abschluss dieses Buches Berücksichtigung finden. Aufgrund der Tatsache, dass die Arbeit an dem Buch einige Jahre brach lag, liegen die Ergebnisse einige Jahre zurück.


Gerade eine Entschädigung und Rehabilitierung von Opfern stellt einen der wichtigsten Faktoren auf dem Weg zu einem Versuch der Wiedergutmachung und einer Aufarbeitung der Vergangenheit dar. Wie sich im Verlauf des Buches zeigen wird, gibt es eine beinah unüberschaubare Vielfalt unterschiedlicher Regelungen zur Entschädigung der Opfer, die hier - soweit dies aufgrund der verfügbaren Daten möglich ist – dargestellt werden.


Ein Schwerpunkt dieses Buches liegt bei den jüdischen Opfern der NS-Diktatur, ohne jedoch die anderen Opfer zu übersehen, denen im Rahmen dieses Buches ein Exkurs gewidmet wird. Hier sollen neben einer Aufstellung und Erläuterung der bedeutendsten Opfergruppen auch die sogenannten „vergessenen Opfer“, über die vor allem in den 1980er Jahren diskutiert wurde, Berücksichtigung finden.


Für das Buch wird ein deskriptiver Ansatz gewählt, der deshalb notwendig ist, da viele Fakten zwar verfügbar sind, jedoch erst zusammengetragen werden mussten und die Thematik aus aktueller Sicht ebenfalls erst aufbereitet werden musste.


Beeinflusst wurde das Buch sowohl durch die Tatsache, dass dieser Bereich der deutschen Geschichte selten zuvor aus solch einer Perspektive bearbeitet wurde, als auch durch die Aussagen des Buches von Norman G. Finkelstein, „Die Holocaust Industrie“, in dem der Autor behauptet, es sei zu Unregelmäßigkeiten bei der Vergabe von Entschädigungsgeldern sowie zu persönlicher Bereicherung gekommen. Dieser Aspekt wird daher auch im Rahmen der sogenannten „Finkelsteindebatte“ beleuchtet und erläutert werden.


Die Betrachtung der von Norman Finkelstein initiierten Diskussion ist ein wesentliches Element dieses Buches und wird aufzeigen, dass Finkelsteins Kritiker berechtigte Kritik übten und Norman Finkelstein letztlich mehreren Irrtümern unterlag. Der Autor teilt die grundsätzliche Auffassung, dass Entschädigungen den individuellen Opfern zu Gute kommen sollten. Auch deshalb wird auf die Konflikte zwischen den beteiligten Akteuren an der Wiedergutmachung, insbesondere, wenn es um die Frage der Verteilung der Gelder, also letztlich um den richtigen Begünstigten der konkreten Zahlungen ging, im Rahmen des Buches eingegangen.


Auch wenn man die Frage aufwerfen könnte, ob es überhaupt eine Berechtigung der Opfer für eine materielle Wiedergutmachung gibt, soll diese Frage im Rahmen der Arbeit nicht behandelt werden. In der Tat herrscht jedoch bis auf die extreme Rechte, inzwischen über diese Frage weitestgehend Konsens in der Bevölkerung. Dass dieser Konsens unmittelbar nach Kriegsende noch nicht so eindeutig bestand, wird durch die Darstellung einiger Untersuchungen kurz thematisiert werden.


In diesem Zusammenhang soll bereits jetzt auf die unterschiedlichen Ansichten in Bezug auf den Erfolg der Wiedergutmachung hingewiesen werden1. Während die Bundestagsfraktion der Grünen im Jahre 1986 ausführte, das Bundesentschädigungsgesetz habe "zu neuen Diskriminierungen und zu neuen Leiden der Überlebenden geführt"2, bezeichnete die damalige Bundesregierung in ihrem Bericht vom 31. Oktober 1986 die Wiedergutmachung als eine „historisch einzigartige Leistung“3. Wie so oft, lagen diesen Bewertungen unterschiedliche Tatsachen zu Grunde, so dass „die Wahrheit“ m.E. zwischen diesen beiden extremen Meinungen liegt.


Zu Beginn des 21. Jahrhunderts ist, wie es Walter Schwarz, ein Experte auf dem Gebiet der Wiedergutmachung, bereits in den 80er Jahren des letzten Jahrhunderts vorhersah, in Bezug auf die Wiedergutmachung der Opfer des Nationalsozialismus die Frage zu klären: „Wie haben die damals eigentlich diese gewaltige Aufgabe bezwungen, was tat man konkret, wer erhielt wie viel, und wie viel hat es gekostet?“4. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass eine 100% zuverlässige Berechnung der erfolgten Zahlungen mit den zur Verfügung stehenden Unterlagen nicht möglich sein wird. Hintergrund ist einerseits die limitierte Verfügbarkeit zuverlässiger Quellen, andererseits die Tatsache, dass viele abgetretene Rechte und andere Werte keinen bezifferbaren Geldwert darstellten. Schätzungen über den Wert geistigen Eigentums und erfolgter Arbeitsleistungen haben ohnehin lediglich hypothetischen Charakter. Wer kann schon den genauen Wert einer Marke quantifizieren?


II. Übersicht über den Gang der Darstellung


Anhand der gesetzlichen Grundlagen wird im ersten Kapitel schwerpunktmäßig die Entwicklung der Regelungen zur Wiedergutmachung der Opfer des Nationalsozialismus in den letzten mehr als sechzig Jahren dargestellt. Im Rahmen dieser Ausarbeitung wird auch auf die politischen Implikationen der Wiedergutmachung für die Bundesrepublik Deutschland und für das später wiedervereinigte Deutschland eingegangen sowie die Frage geprüft werden, warum überhaupt eine Wiedergutmachung stattfand. Auch die Frage, warum es zur Stiftung Erinnerung, Verantwortung und Zukunft erst im Jahre 2000 kam, wird geklärt werden.


Nach einer kurzen Schilderung der Quellenlage wird eine Abgrenzung wichtiger Begriffe vorgenommen, ohne die die vorliegende Arbeit nur schwer verständlich wäre.


Im zweiten Kapitel folgt ein Bericht über die nationalsozialistische Herrschaft und die während dieser Zeit begangenen Verbrechen. Hier soll insbesondere gezeigt werden, welche Stellung deutsche Bürger jüdischen Glaubens in der Wirtschaft und Gesellschaft in Deutschland bis zum Jahre 1933 hatten.


Anschließend wird dann auf die Ausgrenzung, Entwurzelung und Vertreibung der Juden sowie auf die eigentliche Enteignung eingegangen werden.


Hierbei soll auf die Arten der einzelnen Vermögensverluste hingewiesen und zudem erörtert werden, wie diese Vermögensverluste entstanden und durch wen diese Verluste verursacht wurden. Schließlich soll eine Schätzung der Vermögensverluste vorgenommen werden, bevor dann in einem Exkurs auf andere Opfergruppen der Nationalsozialisten eingegangen wird. Das „Voraugenhalten“ der Vielzahl unterschiedlichster Opfer ist wichtig, um deutlich zu machen, wer alles von diesem Terrorregime zum Opfer gemacht wurde und auch um aufzuzeigen, dass es sich bei den jüdischen Opfern zwar um eine der am schärfsten verfolgten Minderheiten, jedoch keinesfalls um die einzigen Opfer des Regimes handelte.


Das dritte Kapitel stellt einen der Kernpunkte der Arbeit dar, in dem es den „Werdegang der materiellen Wiedergutmachung“ schildert. Der Werdegang der materiellen Wiedergutmachung ist wichtig um zu verstehen, welche Leistungen zu welchem Zeitpunkt aus welchen Gründen erfolgten. Thematisch soll hier zwischen der Besatzungszeit mit den anfänglichen Überlegungen zur Wiedergutmachung und den nachfolgenden Wiedergutmachungsdiskussionen der Jahre 1945 – 1949 einerseits sowie der hier als Adenauerzeit bezeichneten Zeit, die den Zeitraum der Jahre 1949 – 1963 umfasst, unterschieden werden.


Relativ umfassend wird auf das Luxemburger Abkommen von 1952 eingegangen werden, da dies die Keimzelle vieler späteren Regelungen war und zudem ein immens wichtiger Schritt für die noch junge Bundesrepublik bedeutete, um der „Versöhnung“ mit den Opfern ein Stück näher zu kommen. Danach sollen auch andere Regelungen, wie z.B. der Deutschlandvertrag, das Bundesergänzungsgesetz, das Bundesentschädigungsgesetz, das Bundesrückerstattungsgesetz sowie verschiedene Globalabkommen Erwähnung finden.


Weitere Zeiträume, die besprochen werden, sind die hier als „Post-Adenauer Ära“ bezeichnete Zeit, sowie die Zeit vor und nach der Deutsch-Deutschen Wiedervereinigung, in die der Zwei-plus-Vier-Vertrag von 1990 fällt.


Eine gewisse Diskrepanz in der Darstellung der oben genannten Zeiträume wird sich aus der Tatsache ergeben, dass sich die Wiedergutmachung über lange Jahre in einem publizistischen Abseits befand, so dass sie letztlich in den Jahren nach Abschluss des Luxemburger Abkommens bis in die 1980er Jahre wenig thematisiert wurde. Einzelne Ereignisse wie z.B. der Prozess gegen Adolf Eichmann oder „Skandale“ wie z.B. der Vorfall um den ehemaligen Vorsitzenden der jüdischen Gemeinde in Deutschland, Werner Nachmann, seien hiervon ausgenommen.


Darüber hinaus wird die jüngste Vergangenheit und hier die Stiftung „Erinnerung, Verantwortung und Zukunft („EVZ“), die Frage der sogenannten „Rechtssicherheit“ sowie die Verteilung der Gelder behandelt. Da die Stiftung offiziell als Abschluss der Entschädigungen angesehen wird, soll sie ebenfalls umfassend behandelt werden.


Im vierten Kapitel wird die Praxis der materiellen Wiedergutmachung geschildert, wobei hier auf die individuelle Entschädigung einerseits und auf die kollektive Entschädigung andererseits eingegangen wird.


Im Rahmen der individuellen Entschädigung wird auf die wichtigsten Schäden wie Immobilien, Unternehmen bzw. Unternehmensanteile, Versicherungen und Bankkonten, auf die Zwangs- und Sklavenarbeit, auf geraubte Kunstgegenstände aller Art sowie auf die Sozialfürsorge für verarmte Juden eingegangen werden.


Im Rahmen der kollektiven Entschädigung wird der Fokus lediglich auf allgemeinen Zahlungen sowie auf sogenannten „nachrichtenlosen Vermögen“ liegen.


Im fünften Kapitel wird die sogenannte „Finkelsteindebatte“ erörtert. Die „Finkelsteindebatte“ stellt einen weiteren Schwerpunkt der Arbeit dar, wobei zunächst die „Thesen“ Finkelsteins dargestellt werden, bevor die damalige Debatte über seine Ansichten im Detail analysiert und letztlich eine Bewertung abgegeben wird.


Im sechsten und letzten Kapitel wird eine Schlussbetrachtung der gesamten Arbeit vorgenommen. Im Rahmen dieser Schlussbetrachtung wird eine Zusammenfassung der Arbeit und eine Gesamtbewertung des Themas vorgenommen.


III. Quellenlage


Zum Thema des Nationalsozialismus selbst, aber auch zum Themenkomplex der Wiedergutmachung, gibt es eine unübersehbare Fülle an Literatur.


Die besonderen Schwierigkeiten bei der Auswahl der Literatur bestehen darin, dass die meisten Werke erst sehr spät, zumeist erst Jahrzehnte nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges verfasst wurden, da dieses Thema zuvor primär unter Ausschluss der Öffentlichkeit behandelt und folglich erst später wieder entdeckt und dann aufgearbeitet wurde.


Aus politikwissenschaftlicher Sicht ist dieses spezielle Thema bisher kaum bearbeitet worden; die ersten Abhandlungen entstanden in dem Bereich der Psychologie bzw. der Medizin, wobei es um die Opfer selbst ging, oder aber im Bereich der Wirtschaftswissenschaften, wenn zu leistende Zahlungen betroffen waren5.


In den letzten Jahren hat sich vornehmlich die Geschichtsforschung mit diesem Themenkomplex befasst, genannt seien hier Tom Segev oder auch Raul Hilberg. Es ist zudem bemerkenswert, dass sich viele Geschichtsprofessoren wie z.B. Peter Longerich auch zur sogenannten „Finkelstein-Debatte“ äußerten, zumal der Themenkomplex der Wiedergutmachung von Seiten der Geschichtswissenschaften bis in die 1980er Jahre tendenziell eher vernachlässigt wurde; er wird nun aber als Teil des Themenkomplexes „Nationalsozialismus“ umso mehr und auch fundierter aufgearbeitet6. Aufgrund der Vielfalt der zu behandelnden Themen, hat sich inzwischen annähernd jeder Bereich der Geisteswissenschaften mit dem einen oder anderen Aspekt des vorliegenden Themas befasst; sogar eine kriminalistische Aufarbeitung einer Opfergruppe hat bereits stattgefunden; zu verweisen wäre hier auf die Arbeit von Döring bezüglich der Opfergruppe der Zigeuner7.


Ein wie in dieser Arbeit gewählter Schwerpunkt mit Bezug auf die Opfer einerseits und auf geleistete Zahlungen andererseits ist bisher lediglich in sehr wenigen Fällen behandelt worden. Zu erwähnen wäre hier vornehmlich Constantin Goschler, der in seinem aktuellsten Werk einen ähnlichen Fokus, jedoch aus der Sicht des Geschichtswissenschaftlers, setzt8.


Ein Problem im Bereich der Aufarbeitung dieses Themas bereitet die Ungenauigkeit vieler Quellen. Als Beispiel sei hier lediglich erwähnt, dass Nahum Goldmann in seiner Biographie „Mein Leben als deutscher Jude“ auf S. 377 von der Gründung der „Conference on Jewish Material Claims against Germany“ berichtet und hierbei 21 Gründungsmitglieder erwähnt, er jedoch auf S. 412– ohne eine nähere Erläuterung - von 22 Mitgliedern dieser Conference spricht. Gerade in der Frühzeit der Gründung jüdischer Dachorganisationen ist es schwer, diese alle korrekt zu benennen; so unterläuft auch Nana Sagi ein Fehler, wenn sie schreibt, dass die JRSO aus dreizehn Organisationen bestünde9. Sie ist der Auffassung, dass auch die Anglo-Jewish Association und der Central British Fund Gründungsmitglieder der JRSO gewesen seien. Dies trifft jedoch nicht zu, da diese beiden Organisationen Gründungsmitglieder einer anderen Organisation, der Jewish Trust Corporation („JTC“) waren10.


In der Gesamtschau muss man konstatieren, dass an wichtigen und weiterführenden Quellen kein Mangel herrscht, dass einige Kernpunkte jedoch schlecht aufzuarbeiten waren und dass man bei der großen Vielfalt an Quellen unterschiedlichster Art stets gezwungen ist, darauf zu achten, die Thematik des sehr komplexen Themas nicht ausufern zu lassen.


Je länger die Thematik der Stiftung EVZ zurückliegt, desto mehr Veröffentlichungen zur Stiftung EVZ erfolgen. Inzwischen wurde auch eine Dissertation zu diesem Thema veröffentlicht11.


Da der Zugang zu vielen Archiven nach wie vor beschränkt ist, beruht die Arbeit primär auf Sekundärliteratur und nur, soweit möglich, auf Primärquellen. Ferner ist zu berücksichtigen, dass der Zugang zu Archiven oft aus datenschutzrechtlichen Gründen verweigert wird und zudem auch einige Akten vernichtet wurden12. Das Bundesarchivgesetz vom 6. Januar 1988 sieht Sperrfristen von 30 Jahren nach dem Tode oder 110 Jahren nach der Geburt vor. Aufgrund dieser Tatsache ist davon auszugehen, dass die Akten der meistbetroffenen Jahrgänge erst um das Jahr 2030 ohne Einschränkung zur Verfügung stehen werden13.


Nachfolgend werden nun die wichtigsten Begriffe dieser Arbeit definiert. Wie sich aus der Darstellung ersehen lässt, stößt man bereits bei dem Versuch einer Definition „einfacher“ Begriffe, wie „Opfer“ oder „Entschädigung“ auf Schwierigkeiten.


IV. Abgrenzung wichtiger Begriffe


Bei Opfern handelt es sich um Personen, denen durch eine Straftat ein Schaden zugefügt wurde. Wie sich im Verlauf dieser Arbeit zeigen wird, gab und gibt es auch Opfer des Nationalsozialismus, die von keiner Statistik erfasst wurden und werden. Dies nicht nur im Hinblick auf die sogenannten "vergessenen Opfer"14, sondern auch auf jene Opfer, die niemals entschädigt wurden, weil sie für ihre Leiden gar nicht entschädigt werden konnten, da ihre Leiden nicht materiell zu entschädigen bzw. „wieder gut zu machen“ waren.


Heute wird der Begriff „der Verfolgten des Nationalsozialismus“ so verstanden, dass er jedweden Menschen umfasst, der in der nationalsozialistischen Zeit verfolgt wurde. Die Zahl der Verfolgten wird auf mindestens 20 Millionen geschätzt15. Da der Begriff der Verfolgung schwer zu definieren ist, kann jedoch keine genaue Aussage über die Gesamtzahl der Verfolgungsopfer des NS-Regimes getroffen werden16.


In rechtlicher Hinsicht wird nur derjenige Teil von Verfolgten als Opfer herangezogen, der Entschädigungsansprüche geltend machen kann17. Dabei handelt es sich nach dem Bundesentschädigungsgesetz18 schätzungsweise um 1,5 Millionen Personen. Hier zeigt sich bereits die Diskrepanz zwischen effektiv Geschädigten und solchen, die Ansprüche erheben durften. Beiden Anspruchsberechtigten handelt es sich vor allem um rassisch, religiös und politisch Verfolgte, die einen örtlichen Bezug zum Gebiet des Deutschen Reiches in den Grenzen vom 31. Dezember 1937 haben mussten19. Grund hierfür ist, dass sowohl das Entschädigungsrecht als auch das Rückerstattungsrecht deutsches, im Völkerrecht nicht verankertes Recht sind20. Der Verfolgte musste daher gemäß § 8 BErgG bzw. § 4 BEG "Deutscher" sein, d. h. in einer räumlichen Beziehung zum Deutschen Reich oder zur Bundesrepublik stehen oder gestanden haben, um Entschädigungs- und Rückerstattungsansprüche geltend machen zu können (sogenanntes „subjektiv-persönliches Territorialitätsprinzip“)21. Da es sich bei der Mehrzahl der Verfolgten jedoch um Ausländer handelte wurden sie an ihre jeweiligen Regierungen verwiesen, was dazu führte, dass sie Leistungen nur im Rahmen der quantitativ geringeren Globalabkommen erhalten konnten, die die Bundesregierung mit einigen Ländern abgeschlossen hatte (vgl. Kapitel C II, 6).


Bereits im ersten Entschädigungsgesetz der US-Militärregierung findet sich eine Formel, die die Grundlage für weitere Regelungen war, wonach Opfer nationalsozialistischer Verfolgung unter nationalsozialistischer Gewaltherrschaft wegen ihrer politischen Überzeugung, aus Gründen der Rasse, des Glaubens oder der Weltanschauung verfolgt wurden und hierdurch Schaden an Leben, Körper, Gesundheit, Freiheit, Eigentum, Vermögen oder in ihrem wirtschaftlichen Fortkommen erlitten hatten22. Die Opfer des Nationalsozialismus können trotz dieser Kriterien nicht als einheitliche Gruppe angesehen werden; eine Übereinstimmung der Opfer besteht weder in sozialer, politischer, weltanschaulicher, religiöser noch in nationaler Hinsicht; das einzige verbindende Element ist die Verfolgung durch die Nationalsozialisten23. Gemäß der Definition der Alliierten, die sich an den Merkmalen, die der nationalsozialistischen Verfolgung zugrunde lagen, orientierte, war für die Anerkennung als Opfer der Verfolgungsbegriff das zentrale Steuerungsmoment zur Bestimmung des Kreises der Anspruchsberechtigten. Verfolgter war nur, wer wegen seiner gegen den Nationalsozialismus gerichteten politischen Überzeugung (§ 1 Abs. 1 BErgG) oder aus Gründen politischer Gegnerschaft gegen den Nationalsozialismus (§ 1 Abs. I BEG) oder aus Gründen der Rasse, des Glaubens oder der Weltanschauung durch nationalsozialistische Gewaltmaßnahmen verfolgt worden war24. Die Anlehnung an das Entschädigungsgesetz der US-Militärregierung ist hier unverkennbar. Der Gesetzgeber war sich von Beginn an bewusst, dass es unmöglich sein würde, das gesamte NS-Unrecht zu entschädigen25, daher wurden die oben genannten Voraussetzungen eingeführt und auch Opfer gem. BEG wurden nur entschädigt, wenn sie eine "räumliche Beziehung" zu Deutschland hatten26.


Entscheidend in diesem Zusammenhang war jedoch vor allem, wer im Rahmen der Wiedergutmachung als Verfolgter anerkannt werden würde27. Aufgrund der vielfachen Verfolgungsvariationen, war ein Interpretationsprozess notwendig, der Grenzen zwischen der NS-Verfolgung und anderen Ereignissen, die nicht als spezifisch nationalsozialistisch aufgefasst wurden, zog. Leider konnte man das Hauptproblem nicht lösen nämlich den überlebenden Opfern etwas anbieten, was ihrem früheren Leben - ohne den Nationalsozialismus, die Verfolgung und Massenvernichtung - entsprochen hätte28. In der Tat wurde auch nicht jede „Verfolgung“ oder sonstige Schädigung im Dritten Reich automatisch als eine nationalsozialistisch motivierte Verfolgung angesehen. Allein die Tatsache, dass jemand Häftling in einem KZ war, berechtigte ihn noch nicht zur Wiedergutmachung, denn darüber hinaus mussten NS-spezifische Gründe zur Verbringung ins KZ geführt haben29. Aus diesen Feststellungen und anderen Gründen resultierte die Problematik der sogenannten „vergessenen Opfer“, die oben bereits erwähnt wurde, und auf die später noch eingegangen werden wird.


Was ist aber nun eine Entschädigung? „Entschädigung“ ist der Ausgleich für einen durch hoheitliches Handeln verursachten Schaden. Anders als der Schadensersatz setzt sie kein Verschulden voraus und kann materiell geringer ausfallen als dieser. "Entschädigung" bezieht sich auf materielle Ausgleichszahlungen für die den Menschen unmittelbar, also dem Leben, dem Körper, der Gesundheit oder dem beruflichen Werdegang zugefügten Schäden30 .


Um dem Wesen der Entschädigung gerecht zu werden, wurden die Entschädigungsleistungen des Entschädigungsgesetzes in die unten genannten Schadenskategorien aufgeteilt:




	Schaden an Leben,


	Schaden an Körper und Gesundheit,


	Schaden an Freiheit,


	Schaden an Eigentum und Vermögen und


	Schaden im beruflichen und im wirtschaftlichen Fortkommen.





Gesundheitsschäden und Berufsschäden umfassten zusammen jedoch fast die Hälfte aller Ansprüche.


Ein Schaden am Leben war i.ü. gegeben, wenn der Verfolgte getötet oder in den Tod getrieben worden war, aber auch, wenn der Verfolgte im Lager oder während eines Freiheitsentzugs oder innerhalb von acht Monaten danach gestorben war31. Der Schaden an Freiheit umfasste die Freiheitsentziehung durch Organe des Dritten Reichs und auch vom Reich abhängiger Staaten. Maßgeblich war, ob der abhängige Staat zu den Maßnahmen der Freiheitsentziehung veranlasst worden war. Der gesetzliche Anspruch umfasste auch Freiheitsbeschränkungen wie z.B. das Tragen des Judensternes oder das Leben in der Illegalität.


Die Definition der Entschädigung trifft zwar das Wesen der Entschädigung sehr genau, jedoch muss im Rahmen der Abhandlung eine Abgrenzung zu Reparationen und Wiedergutmachung getroffen werden. Dies umso mehr, als dass Entschädigung sowohl dem Einzelnen als Individualentschädigung oder auch einem Staat bzw. einer Organisation als Globalentschädigung oder kollektive Entschädigung geleistet werden kann32.


Eine Globalentschädigung erhielten neben dem Staat Israel und der Jewish Claims Conference („Claims Conference“ oder „JCC“) auch einige andere Staaten (vgl. Kapitel C, II, 6). Die Globalentschädigung ähnelt Reparationen, die der Sieger dem Besiegten für Schäden auferlegt, die dieser auf fremdem Hoheitsgebiet über das erlaubte Maß hinaus verursacht hat33. Grundsätzlich ist es, wie im weiteren Verlauf der Arbeit aufgezeigt wird, so, dass man unter Entschädigungen Leistungen versteht, die unter den Oberbegriff der Wiedergutmachung fallen.


Reparationen hingegen, sind völkerrechtlich Geld-, Sach- und Dienstleistungen, die dem Besiegten eines Krieges meist im Rahmen eines Friedensvertrages zur Wiedergutmachung der von den Siegerstaaten erlittenen Verluste und Schäden auferlegt werden. Früher wurden Reparationen als Kriegsentschädigung bezeichnet. Der Begriff der Reparation im Sinne einer Wiedergutmachung erlittenen Unrechts entstand zu Ende des Ersten Weltkrieges34. Man könnte auch sagen, dass es sich bei Reparationen um volkswirtschaftliche Zwangsleistungen handelt, die nach einem Kriege einseitig vom Besiegten zugunsten des Siegers erbracht werden, ohne dass dadurch die Differenz zwischen Besiegten und Siegern aufgehoben wird35. Eine eher juristische Schwierigkeit bildet die Abgrenzung zwischen „Wiedergutmachung“ auf der einen Seite und „Kriegsreparationen“ auf der anderen Seite. Bei Kriegsreparationen geht es um Zahlungen an fremde Staaten, also an völkerrechtliche Subjekte; bei der Wiedergutmachung jedoch um das „innere Problem der Diktaturfolgebewältigung“36.


Die Siegermächte gingen selbstverständlich davon aus, dass das Deutsche Reich für das von ihm verursachte Unrecht Wiedergutmachung zu leisten habe. Dies nannte man dann "Reparationen", eine Bezeichnung, die bis heute fortwirkt. Im Potsdamer Abkommen vom 2. August 1945 wurde der Reparationsbegriff sehr weit als Ausgleich von „Verlust und Leiden“ definiert. Das Abkommen sah zu diesem Zweck den Einzug des gesamten deutschen Auslandsvermögens, die Entnahme industrieller Ausrüstungen aus Deutschland in noch unbestimmter Höhe sowie die Konfiskation der deutschen Handelsflotte vor37.


Das Thema der Reparationen wird in den nachfolgenden Kapiteln nur kurz behandelt, da hier vor allem die Wiedergutmachung im Blickpunkt der Arbeit stehen soll. Um sämtliche an die Opfer erbrachten Leistungen beurteilen zu können, muss jedoch auch auf erfolgte Reparationen hingewiesen werden.


Es stellt sich nunmehr die Frage, was eine Rückerstattung ist? Die Rückerstattung ist die Rückgewähr einer ohne Rechtsgrund erbrachten Leistung. Unter einer Leistung im juristischen Sinn versteht man die bewusste und zweckgerichtete Mehrung fremden Vermögens38. In der Bundesrepublik Deutschland wird der Begriff der Rückerstattung im Zusammenhang mit der Rückgabe der im Dritten Reich aus rassischen, religiösen, weltanschaulichen oder politischen Gründen entzogenen Vermögensgegenständen gebraucht. Grundsätzlich versteht man unter „Rückerstattung“ die Wiederherstellung unterbrochener Rechtsbeziehungen durch Rückgabe feststellbarer, durch die Nationalsozialisten geraubter oder „arisierter“ Vermögensgegenstände im Rahmen der nachstehend zu erläuternden Wiedergutmachung39.


Letztlich stellt sich also noch die Frage nach der Bedeutung der Wiedergutmachung. Wiedergutmachung bezeichnet die Bemühungen der Bundesrepublik Deutschland, durch finanzielle Leistungen an die Opfer nationalsozialistischer Gewaltherrschaft (oder deren Hinterbliebenen) die materiellen Folgen geschehenen Unrechts zu lindern. Diese Bemühungen unterscheiden sich durch ihre Freiwilligkeit von den völkerrechtlichen Reparationen. Der Begriff der Wiedergutmachung ist ein Fachterminus, der ein sehr umfangreiches Rechtsgebiet umschreibt und daher in einer wissenschaftlichen Arbeit fast unverzichtbar ist40. Sprachliche Alternativen wie "Rückerstattung" und "Entschädigung" bezeichnen heute lediglich Teilgebiete der Wiedergutmachung41. Bei dem Begriff der Wiedergutmachung handelt es sich um einen Sammelbegriff, der mehrere Teilbereiche einschließt und deshalb problematisch ist, weil er einen sehr weit gefächerten Gegenstand bezeichnet42. Will man die rechtlichen Zusammenhänge darstellen, so muss man den Begriff präzisieren. Zunächst wäre die Rückerstattung von Vermögenswerten, die den Verfolgten geraubt oder entzogen wurden, sodann die Entschädigung für die Eingriffe in Lebenschancen, für den Verlust an Freiheit, Gesundheit, beruflichem Fortkommen aufgrund der Verfolgungsmaßnahmen zu nennen43. Dazu kommen Sonderregelungen, vor allem im Öffentlichen Dienst und in der Sozialversicherung, auf die in dieser Ausarbeitung nicht näher eingegangen werden soll sowie die juristische Rehabilitierung, also die Beseitigung von Unrechtsurteilen der Strafjustiz, aber auch von Unrechtsakten, wie einer Ausbürgerung oder die Aberkennung akademischer Grade44.


Grundsätzlich muss man zwischen individuellen und kollektiven Formen der Wiedergutmachung differenzieren: Bei der ersteren ist eine einzelne geschädigte Person der Geschädigte, bei letzterer eine Gruppe oder gar ein Staat. Ein Beispiel für eine kollektive Entschädigung („Wiedergutmachung“) ist im „Haager Abkommen“ (auch Luxemburger Abkommen genannt - vgl. Kapitel C, II, 1) der Bundesrepublik Deutschland mit Israel und der Claims Conference 1952 geregelt; auch den mit mehreren westeuropäischen Staaten abgeschlossenen Globalabkommen, auf die später noch eingegangen werden wird, liegen kollektive Entschädigungen („Wiedergutmachungen“) zugrunde.


Problematisch ist die Abgrenzung der Wiedergutmachung von zwischenstaatlichen Reparationen nach einem verlorenen Krieg. Wie Goschler in seinem Buch „Wiedergutmachung“ darstellt45, sind die Begrifflichkeiten in diesem Punkt stets umstritten gewesen. Der Begriff „Wiedergutmachung" vereinigt zahlreiche Vorgänge, die alle auf denselben Grundgedanken abzielen, nämlich den zuvor genannten Ausgleich von Schäden, die durch Verfolgungshandlungen im Zuge der nationalsozialistischen Herrschaft entstanden. Daher kann es nicht überraschen, dass bereits in der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre der Begriff der Wiedergutmachung im Zusammenhang mit nationalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen auftauchte46. Der Begriff wurde in Deutschland schon seit Jahrhunderten gebraucht, das „Gutmachen“ war bereits im 16. und 17. Jahrhundert in der Bedeutung von "ersetzen" bzw. "bezahlen" üblich, wobei auch schon von „sühnen" die Rede war. Bei dem Wort "Wiedergutmachung" sollte trotz der oben aufgeführten Begriffe stets daran gedacht werden, dass es hier natürlich nur um den Versuch einer „finanziellen Wiedergutmachung“ gehen kann, da, wie bereits erwähnt, vieles Unrecht eben nicht wieder gutgemacht, ersetzt oder bezahlt werden kann47.


Der ehemalige Geschäftsführer der Claims Conference in Deutschland, Karl Brozik, wies darauf hin, dass die Opfer den Begriff Wiedergutmachung stets abgelehnt hätten, da lediglich materielle Schäden wieder gut gemacht werden könnten, nicht jedoch der Verlust eines geliebten Menschen48. Diese Aussage deutet direkt auf die unterschiedlichen Erwartungshorizonte auf deutscher und auf jüdischer Seite hin, die sich im Begriff der „Wiedergutmachung“ spiegelten. Auf deutscher Seite bestehen Erwartungen auf einen irgendwann zu erfolgenden Abschluss der zumindest materiellen Seite der Angelegenheit und damit verbunden auch dem Ende der Sühne. Auf jüdischer Seite hingegen sieht man die Wiedergutmachung als einen offenen und im Prinzip unabschließbaren Prozess an, der die Frage der Schuld unberührt lässt49. Die Wiedergutmachung wurde folgerichtig nicht als Bringschuld sondern vielmehr als Holschuld aufgefasst, was die unterschiedlichen Möglichkeiten der NS-Verfolgten, ihre Interessen auf Wiedergutmachung zu organisieren und mittels politischer Unterstützung durchzusetzen mit beeinflusste50.


Diese Auffassung vertrat auch der noch junge Staat Israel in seiner Note an die Alliierten, in der ebenfalls darauf hingewiesen wurde, dass das geschehene Unrecht nicht „wieder gut zu machen“ sei, und diese Auffassung teilte auch der damalige Vorsitzende des Zentralrates der deutschen Juden, Paul Spiegel, im Jahre 200251. Wie der Soziologe Natan Sznaider jedoch bemerkt, kann in unserer heutigen rechtsstaatlichen Gesellschaft finanzielle Entschädigung zumindest ehemalige Opfer und Täter zu Vertragspartnern machen. Darüber hinaus können die Täter oder deren Nachfolger durch die Gewährung einer Wiedergutmachung den Opfern bei der „Wiederaufrichtung ihrer zerbrochenen Existenz" helfen52. Wie Constantin Goschler feststellt, kann Wiedergutmachung auch dazu dienen, „beschädigte Biographien wieder zu heilen oder wenigstens ein Stück weit zur materiellen Rehabilitierung einzelner Menschen beizutragen.“53


Festzuhalten bleibt somit, dass es sich bei der Entschädigung um den Versuch handelt, individuellen Opfern eine finanzielle Kompensation für erlittenes Unrecht zukommen zu lassen. Diesbezüglich steht die Entschädigung der Rückgabe des von den Nationalsozialisten konfiszierten Eigentums, also der Rückerstattung nahe, während in der Wiedergutmachung der „Oberbegriff“ für die Fälle der Entschädigung einerseits und die Reparationen andererseits zu sehen ist.


Diese Arbeit befasst sich primär mit den erfolgten Entschädigungen im Rahmen der Wiedergutmachung und wird daher das Thema der Reparationen nur, soweit dies notwendig ist, beleuchten.


Im Nachgang soll nun in relativer Kürze auf die Akteure im Rahmen der materiellen Wiedergutmachung eingegangen werden.


V. Akteure im Rahmen der materiellen Wiedergutmachung


Nachfolgend sollen nun die wichtigsten Akteure im Rahmen der materiellen Wiedergutmachung genannt werden, wobei bereits an dieser Stelle erwähnt werden soll, dass es zwischen den jüdischen Akteuren zu Streitigkeiten kam, die später in der sogenannten Finkelsteindebatte erneut thematisiert wurden.


Hintergrund der Streitigkeiten war die Tatsache, dass die Juden In den USA sowohl zu der am besten ausgebildetsten Gruppe der amerikanischen multikulturellen Gesellschaft als auch zu der am besten organisierten ethnischen bzw. religiösen Minderheit54 und darüber hinaus auch zu den Spitzenverdienern gehören. Das Thema "Israel" berührt fast die gesamte jüdische Gemeinschaft55, die ein großes Interesse an außenpolitischen Themen hat, was wohl in der Tradition amerikanischer Juden, sich für jüdische Minderheiten in anderen Ländern einzusetzen, wurzelt56. Gerade dieser Einsatz amerikanischer Juden für im Ausland lebende Juden, führte zu Konfrontationen. Auch wenn es Diskussionen und Konflikte zwischen den jüdischen Beteiligten gegeben haben mag, so wurden diese zumeist einer breiten Öffentlichkeit nicht bekannt. Hinter den Kulissen gab es jedoch einige Diskussionen, die sich vor allem um das Thema individuelle Entschädigung oder kollektive Entschädigung drehten.


Letztlich waren diese Diskussionen der Ausfluss der zuvor genannten Konflikte um die Frage wer genau Nutznießer der Entschädigungszahlungen sein sollte. Auf der einen Seite forderten die Überlebenden bzw. deren Erben das Geld, diesen standen die jüdischen Organisationen gegenüber, die die Gelder dem „jüdischen Volk“ zukommen lassen wollten. Letztlich gab es aber auch noch den Staat Israel sowie die zum Teil neu gegründeten jüdischen Gemeinden in Deutschland, die ebenfalls Ansprüche geltend machten. Die deutsche Bevölkerung stand bei diesen Diskussionen nicht im Mittelpunkt, da dieses Thema lediglich von Fachleuten behandelt wurde und man sich durch die Mandatierung der JCC als Vergabestelle aus diesen Streitigkeiten heraushalten konnte. Ein weiterer Teilaspekt war sicherlich dann auch die Frage, ob den Opfern ein angemessener Betrag zugeflossen ist, oder ob sie von den anderen Beteiligten benachteiligt wurde.


So warfen Opfer und deren Nachkommen den jüdischen Organisationen vor, im Rahmen ihrer Tätigkeit und bei den späteren Verhandlungen mit der Bundesrepublik vorrangig zionistische Verbandsinteressen vertreten zu haben und dabei unzulässiger weise Kollektiv- vor Individualinteressen gestellt zu haben. Die Unzufriedenheit vieler jüdischer Opfer mit der Politik der amerikanisch-jüdischen Organisationen rührte oft daher, dass Sie Ihnen niemals einen Auftrag erteilt hatten bzw. nicht einmal nach ihrer Meinung gefragt worden waren. Die Entscheidung der eigenen Regierung bzw. einzelner selbsternannter Glaubensgenossen war daher für sie nicht akzeptabel57.


Hintergrund des Vorwurfes, zionistische Interessen zu vertreten war, dass die jüdischen Organisationen den verbliebenen deutschen jüdischen Gemeinden nicht die volle Anwartschaft auf das Vermögen der früheren deutschen Gemeinden zugestehen wollten, da diese nur noch etwa 30.000 von ca. 550.000 Juden in Deutschland vor dem Krieg umfassten58. So war z.B. die United Restitution Successor Organisation („URO“) der Auffassung, es sei nicht zu rechtfertigen, dass jüdisches Gemeindeeigentum nicht den von ihr vertretenen (größtenteils emigrierten) Opfern zugutekäme, sondern ausschließlich den wenigen überlebenden Mitgliedern der ehemaligen Gemeinden in Deutschland59. Problematisch war in der Tat, dass die meisten jüdischen Mitglieder die die Gemeinden aufgebaut hatten, ermordet worden waren; so lebten z.B. in Köln lediglich noch 800 – 1.000 Juden, während es vor dem Krieg 12.000 – 15.000 gewesen waren60.


Diese Meinungsverschiedenheiten führten zu einem innerjüdischen Konflikt um die Rückerstattung zwischen den ausländischen jüdischen Organisationen und den deutschen jüdischen Gemeinden einerseits61 und den internationalen jüdischen Organisationen und Einzelpersonen andererseits, da internationale jüdische Organisationen Rückerstattungsleistungen beantragt hatten, auf die auch Einzelpersonen Anspruch erhoben.


Die jüdischen Gemeinden in Deutschland sahen sich als die eigentlichen Rechtsnachfolger von öffentlichem und erbenlosem jüdischen Eigentum und wandten sich daher gegen den Alleinvertretungsanspruch der internationalen jüdischen Organisationen. Zu Konflikten kam es vor allem, weil viele Opfer die Fristen um ihr Eigentum zurückerhalten zu können, unverschuldet nicht einhielten, die jüdischen Organisationen hingegen Anträge auf Rückerstattung dieser Werte gestellt hatten, und diejenigen Werte die nicht von Opfern oder deren Erben rechtzeitig beansprucht worden waren, auf die Nachfolgeorganisationen übertragen wurden.


Dies verärgerte viele Berechtigte die sich nun erneut entrechtet fühlten; die Nachfolgeorganisationen zeigten sich jedoch nicht sonderlich kooperativ und beriefen sich auf ihre privilegierte Position; die Organisationen gaben der Sozialisierung von Eigentum und kollektiven Interessen den Vorrang vor privatrechtlichen Interessen.


Hier trat erstmals der Konflikt zwischen Individualinteressen und Kollektivinteressen auf, der dadurch gelöst wurde, dass sogenannte „Equity Boards“ eingerichtet wurden, die in Streitfällen entscheiden sollten und bei einem berechtigten Interesse 90% der Werte an die Betroffenen auszahlte. Diese Boards bestanden bis zum 31. Dezember 1955; danach wurde ein mit 2 Millionen DM dotierter Härtefallfonds eingerichtet. Später wurden dann Härtefonds errichtet, die bis zum Jahr 1960 ca. 27.000.000 DM ausbezahlten.


Um schneller an Geld zu kommen, schlossen die Nachfolgeorganisationen in den Jahren 1951- 1955 zudem Globalabkommen mit fünf Bundesländern, denen sie ihre Forderungen gegen eine Abschlagszahlung verkauften62, so wurde ein Erlös von fast 50.000.000 DM erzielt.


Im Nachgang – noch vor Erlass des Bundesrückerstattungsgesetzes kam es dann auch zu einem Übereinkommen mit der Bundesrepublik, bei dem den Nachfolgeorganisationen 75.000.000 DM zuflossen; dabei gingen 38.400.000 DM an die JRSO, 31.700.000 an die JTC und 4.900.000 an die JTC in der französischen Besatzungszone. Die Nachfolgeorganisationen verzichteten darauf hin endgültig auf alle Ansprüche gegen das Reich.


Während sich das Council for the protection of rights of jews from Germany („Council“), ein Verein der in London gegründet und auch Gründungsmitglied der JRSO war, gerne bevorzugt behandelt worden wäre, da das zu verteilende Vermögen das Eigentum deutscher Juden gewesen sei und somit das Council bei der Verteilung der Gelder vorrangig sei, wurde dies jedoch von der Mehrheit der Mitglieder als provinzielle Interessen abgetan.


Einige der amerikanisch-jüdischen Organisationen waren in der Tat zionistischen geprägt. Allen Organisationen war indes ein kollektivistischer Ansatz gemein, der im Gegensatz zu der Auffassung der deutschen Juden stand, die aufgrund ihrer Verfolgungsgeschichte ihrerseits ein privilegiertes Recht auf Rückerstattung geltend machten. Anders sah es jedoch dann aus, wenn Emigranten deutscher Abstammung involviert waren, die dann in ihrer Eigenschaft als Emigranten gerne den kollektivistischen Anspruch auf Eigentum gegenüber den noch in Deutschland lebenden Juden geltend machten. Der kollektivistische Ansatz geht davon aus, dass freiwillig organisierten Mitgliedern einer Gruppe mit gemeinsamen Zielen etwas zugutekommen soll.


Dies widerspricht dem individuellen Ansatz der Nachkommen einzelner Opfer, die persönliche Entschädigung forderten. Die Eigenschaft, Jude zu sein, stellte hier lediglich ein schwaches Bindeglied dar und konnte einen Interessenkonflikt nicht vermeiden.


Im Jahre 1952 kam es zum Eklat, als der Vorsitzende des American Joint Distribution Commitee Moses Leavitt klarstellte, dass seine Organisation weiterhin alleine über die Verwendung der Mittel entscheiden werde. Daraufhin drohte das Council aufgrund des diktatorischen Gebarens mit dem Austritt aus dem JRSO.


Maßgeblich für diese Drohung war Leo Baeck, der bekannteste Vertreter des liberalen deutschen Judentums, ehemaliger Präsident der Reichsvertretung deutscher Juden und Leiter des Council. Leo Baeck warf der JCC vor, die deutschen Juden zu benachteiligen und ließ dies auch den deutschen Finanzminister Schaeffer wissen. Damit hatte er einen Tabubruch begangen.


Am 12. März 1954 erklärte das Council dann den Austritt aus der JRSO. Auch die American Federation of Jews from Central Europe folgte diesem Beispiel63. Nahum Goldmann und Benjamin Ferencz kritisierten diesen Schritt scharf; Goldmann wollte dem Council 2 Millionen DM zahlen und schrieb zudem einen Brief an den Justizminister, den Finanzminister und an den Bundespräsidenten, um seine Sichtweise darzulegen. Der Bruch innerhalb der jüdischen Gemeinde war unverkennbar, und auf deutscher Seite konnte der Eindruck entstehen, hier seien zionistische Interessen maßgeblich, und eine Förderung rückkehrwilliger Juden sei nicht erwünscht.


Aus diesen Gründen verwahrten sich Nahum Goldmann und auch Siegfried Moses vehement gegen die Behauptungen Baecks indem sie bestritten, dass die JCC deutsche Juden diskriminiere, sondern man vielmehr keinen Unterschied zwischen „Ost-Juden“ und früheren deutschen Juden mache und man sehr wohl die Verhandlungen in Luxemburg unter dem Mandat der „gesamten Judenheit“ geführt habe. Goldmann verwahrte sich zudem gegen die Verteilung von Mitteln gemäß der Abstammung / Herkunft, da dies die „territoriale und lokale Organisation der Judenheit zerstören würde“.


Hier wird ersichtlich, dass die JCC diese Konflikte mit aller Schärfe bekämpfen musste, um nicht unglaubwürdig zu wirken und um weiterhin als legitimer Repräsentant aller Juden zu gelten. Eine Schwächung der Verhandlungsposition war für die JCC nicht hinnehmbar. Um Leo Baeck entgegenzukommen, einigte man sich im Jahre 1954 innerhalb der JCC darauf, dem Council 2,2 Millionen DM zur Verfügung zu stellen, was einen Bruch der Politik der JCC darstellte, die eine Verteilung von Geldern stets unabhängig von der Herkunft der Opfer vornahm. Das Council erklärte sich im Gegenzug dazu bereit, diese Prinzipien künftig anzuerkennen.


Es ist nicht erstaunlich, dass Norman Finkelstein als überzeugter Antizionist diese Konflikte erneut aufbrachte. Anhand der oben ausgeführten Streitigkeiten lässt sich erkennen, dass es ein legitimes Vertretungsorgan aller Juden nicht gab; jede Auswahl eines Stellvertreters aller Juden führte zur Benachteiligung eines weiteren potentiellen Kandidaten und lediglich das gemeinsame Interesse, eine Entschädigung zu erhalten und die erreichten Positionen nicht zu schwächen, hielt die Fassade der scheinbaren Einigkeit innerhalb der verschiedenen Gruppen aufrecht.


Abzuwägen ist hier aber einerseits das m.E. berechtigte Interesse der überlebenden Opfer an einer Wiedergutmachung mit den Gegebenheiten die nach dem Zweiten Weltkrieg vorherrschten. Auch wenn die Opfer diejenigen sein sollten denen die Gelder (direkt) zufließen sollten, so war eine Verteilung an die Opfer direkt nicht möglich, wie Vertreter der JCC bereits unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg kundtaten, wollte die JCC tatsächlich als Vertreter für die Opfer agieren. Die zweite, bereits zuvor erwähnte Frage ist, ob die der JCC zugewiesenen Gelder dann auch letztlich gerecht verteilt wurden.


Eine vollständige Analyse der innerjüdischen Auseinandersetzungen kann und soll hier jedoch nicht vorgenommen werden und verdient, wie Jürgen Lillteicher richtigerweise bemerkt, eine eigene historische Studie64.


1. Jüdische Organisationen


Von den jüdischen Organisationen ist zuvorderst die Jewish Claims Conference zu nennen.


a) Jewish Claims Conference


Bei der Jewish Claims Conference handelt es sich um einen Dachverband jüdischer Organisationen65, der wie oben im Rahmen des Luxemburger Abkommen bereits erwähnt im Jahre 1951 gegründet wurde. Die Gründung dieses Zusammenschlusses von 22 jüdischen Organisationen erfolgte unmittelbar auf Adenauers Erklärung vor dem Bundestag am 27. September 1951, in der er unter anderem die Bereitschaft zu Verhandlungen mit dem Staat Israel und Vertretern des Judentums erklärt hatte.


Der Bundeskanzler wollte aus praktischen Gründen eine einheitliche jüdische Vertretung als Gesprächspartner in Luxemburg; die Bundesregierung hatte daher einen solchen Zusammenschluss gefordert, um eine legitimierte Ansprechpartnerin der Juden außerhalb Israels bei den Entschädigungsverhandlungen Anfang der 50er Jahre zu haben66.


Auch um den Eindruck direkter Gespräche mit Deutschland zu vermeiden, wurde mit israelischer Unterstützung, die Jewish Claims Conference gegründet67. Nahum Goldmann übernahm namens des jüdischen Weltkongresses die Initiative und lud mehr als 20 jüdische Organisationen aus aller Welt nach New York ein68, die das ganze Spektrum jüdischer Meinungen (außer den Kommunisten) vertraten, und im Waldorf-Astoria Hotel in New York die „Conference on Jewish Material Claims against Germany" gründeten69.


Folgende jüdische Organisationen traten der “Claims Conference” bei:


Agudath Israel World Organization; Alliance Israelite Universelle (Paris); American Jewish Committee; American Jewish Congress; American Jewish Joint Distribution Committee; American Zionist Federation; Anglo-Jewish Association; B'nai B'rith; Board of Deputies of British Jews; British Section (World Jewish Congress); Canadian Jewish Congress; Central British Fund for Jewish Relief and Rehabilitation; Conseil Representatif des Institutions Juives de France; Council of Jews from Germany; Delegacion de Asociaciones Israelitas Argentinas; Executive Council of Australian Jewry; Jewish Agency for Israel; Jewish Labor Committee (USA); South African Jewish Board of Deputies; Synagogue Council of America; World Jewish Congress; World Union for Progressive Judaism und der Zentralrat der Juden in Deutschland70.


Da man bereits seit 1948 große Beträge, sei es durch private Anträge oder durch die Nachfolgeorganisationen von Deutschland bekommen hatte, stellte sich nicht die Frage, ob Geld aus Deutschland akzeptiert werden, sondern ob das jüdische Volk direkte Kontakte mit Deutschland aufnehmen solle. In ihrer Schlusserklärung erklärte die Konferenz ihre volle Unterstützung für den von der israelischen Regierung erhobenen Anspruch, Geld für die Rehabilitierung von NS-Verfolgten in Israel zu erlangen. Die Claims Conference war weder staatlich, noch hatte sie den Status einer Körperschaft des Öffentlichen Rechts, bei ihr handelte es sich vielmehr um eine unter den Gesetzen des Staates New York registrierte Vereinigung71. Sie hatte keine Vollmacht von irgendeinem der jüdischen Verfolgten, sondern agierte nach ihrem Selbstverständnis als „agent of necessity“ oder „agent of emergency“ für die anonyme Masse der außerhalb von Israel lebenden mittellosen jüdischen Verfolgten72.


Die Vorgänge einer Kooperation der jüdischen Organisationen reichten aber weiter zurück; eine Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Wiedergutmachung hatte es bereits seit 1945 gegeben. Insbesondere das gemeinsame Komitee der Jewish Agency for Palestine, des American Jewish Joint Distribution Committee, des World Jewish Congress und des American Jewish Committee hatte auf dem Gebiet der Rückerstattungs- und Entschädigungsgesetzgebung in der amerikanischen Besatzungszone gerichtliche Erfolge verbuchen können. Dieses Komitee arbeitete auch 1950/51 weiter daran, die Durchführung dieser Gesetze in der Bundesrepublik zu sichern73. Die JCC entfaltete jedoch eine ungleich größere Wirkung auf dem Gebiet der Entschädigung74.


Wie groß der Einfluss der JCC tatsächlich ist oder war, ist schwer einzuschätzen. Zumindest hatte man ihr mit dem Luxemburger Abkommen das zuvor erwähnte Konsultationsrecht eingeräumt, und auch nach Abschluss des Bundesentschädigungsschlussgesetzes machte sie ihren Einfluss oftmals geltend. So wollte die JCC im Rahmen der Verhandlungen in Bezug auf die Gründung der Stiftung EVZ eine diskrete Kontrolle bzw. eine Art Mitspracherecht bei der Auswahl des Personenkreises haben, an den von den Osteuropäern ausbezahlt wurde um sicherzustellen, dass kein Geld von nicht jüdischen Überlebenden vereinnahmt werden würde. Außerdem wollte die JCC für 8.000 jüdische Arbeitssklaven, die nicht berücksichtigt worden seien, das Geld verwalten und darüber hinaus ausreichend Geld erhalten, um den 28.000 jüdischen Zwangsarbeitern in dieser Kategorie 5.000 DM auszahlen zu können75. Dann wäre der JCC jedoch ein Drittel der Mittel für diese Gruppe zugeflossen. Letztlich einigte man sich auf Grund des Drucks der JCC auf eine Fußnote im deutschen Gesetz, die diesem Personenkreis eine zusätzliche Summe von 260 Millionen DM zusprach. Dies bedeutete, dass weniger Geld für die nichtjüdischen Zwangsarbeiter hauptsächlich in Westeuropa und den USA zur Verfügung stand76. Dieses Zugeständnis war jedoch –wie bereits im Rahmen der Verhandlungen zur Stiftung EVZ aufgezeigt- nötig, um die Gespräche nicht scheitern zu lassen.


Die JCC hat ihre Möglichkeiten voll ausgeschöpft während andere, weniger gut organisierte und mit geringerem politischem Einfluss ausgestattete Gruppen von Geschädigten „mehr oder minder leer ausgegangen“ sind77. Aufgrund ihrer Geschichte zeigte es sich jedoch im Verlauf der Jahre, dass die Zusammensetzung der JCC ein Anachronismus darstellt. Die JCC rechnete ursprünglich mit ihrer Auflösung spätestens um das Jahr 1980 und nahm daher keine neuen Mitglieder auf, was dazu führte, dass die Interessen Mittel- und Osteuropas nicht vertreten waren.


Bis zu diesem Zeitpunkt führte die JCC aber außer mit der Bundesregierung auch Verhandlungen mit führenden deutschen Industriefirmen über eine Entschädigung der von diesen beschäftigten jüdischen Zwangsarbeiter. Mit IG-Farben, Krupp, AEG-Telefunken, Siemens und Rheinmetall wurden Abkommen erreicht; die mit diesen Firmen vereinbarten und an die Conference geleisteten Zahlungen kamen den überlebenden Zwangsarbeitern bzw. deren Witwen zugute78. Die Claims Conference leistete der Bundesregierung auch Rechtshilfe bei der Bearbeitung der Pensionsanträge der ehemaligen Bediensteten der jüdischen Gemeinden und Institutionen, die infolge ihrer Zerschlagung durch das Deutsche Reich zur Zahlung solcher Pensionen nicht mehr in der Lage waren.


Nachdem die JCC sich bereiterklärt hatte, die Verwaltung des deutschen Härtefonds zu übernehmen, änderte sich ihr Profil von einer Lobby zu einer Verwaltungsorganisation. Diese Aufgabe war extrem schwierig, zumal zunächst von 80.000 Berechtigten ausgegangen wurde, es letztlich aber mehr als 250.000 Berechtigte waren.


Gerade die notwendige Ablehnung von Leistungen durch die JCC führte zu scharfen Konflikten mit anderen Glaubensgenossen, die nicht einsehen konnten, wieso ihr Gesuch abgelehnt wurde. Ein weiteres Problem stellte zunächst auch die mangelhafte Personalausstattung und die damit verbundenen Bearbeitungszeiten dar.


Nach der Wiedervereinigung konnte die JCC mit dem Argument, dass die DDR nie eine Entschädigung gezahlt hatte, die geopolitischen Ereignisse zu Ihren Gunsten nutzen und erreichen, dass Grundstücke in der ehemaligen DDR zurückübertragen wurden. Gerade die Anträge die die JCC stellte um zu verhindern, dass ehemaliges jüdisches Eigentum an den deutschen Staat zurückfallen würde, brachten ihr die größten Probleme ein, da oftmals berechtigte Erben ebenfalls einen Anspruch gestellt hatten und sich nun mit dem Anspruch der JCC konfrontiert sahen. Die JCC reagierte, indem sie einen „good will fund“ einrichtete, um diejenigen zu entschädigen, die ihren berechtigten Anspruch zu spät gestellt hatten.


Die JCC nutzt ihre Gelder nach wie vor auch um Organisationen und nicht um Individuen zu unterstützen. Genau diese Politik wurde der JCC aber, nachdem zumindest eine Einigung mit den jüdischen Gemeinden in Deutschland erzielt worden war, seitens der individuellen Opfer zum Vorwurf gemacht. Diese Vorwürfe kommen auch in der heutigen Zeit vermehrt auf, da es sich nun, wo klar wird, dass viele Opfer verarmt und Not leidend sind, herausstellt, dass keine ausreichende Sozialfürsorge durch den Staat Israel für die Opfer vorhanden ist.


Die Diskussion darüber, welche Projekte überhaupt sinnvoll gefördert werden sollen, wird jedoch bereits seit Jahren geführt. Seit jeher ging ein Großteil der Gelder nach Israel, wobei nach der Wiedervereinigung auch die Notwendigkeit gesehen wurde, in Osteuropa Hilfe zu leisten. Daher wurde beschlossen, nur noch 65% der Gelder nach Israel, 20% in die ehemaligen Staaten Osteuropas und den Rest verteilt über die ganze Welt zu zahlen. Im Jahre 1989 wurden zwei Organisationen das „American Gathering / Federation of Jewish Holocaust Survivors und das „Centre of Organizations of Holocaust Survivors in Israel in die Conference aufgenommen79.


b) Andere Organisationen


Andere Organisationen spielten nach der Gründung der JCC nur eine untergeordnete Rolle.


Zuvor gab es jedoch auf jüdischer Seite einen Zusammenschluss von Organisationen zur oben bereits erwähnten JRSO, von der sich jedoch die jüdischen Gemeinden in den drei Westzonen distanzierten80. Diese Gemeinden sahen sich selbst als die rechtmäßigen Erben der vor dem Krieg existierenden jüdischen Gemeinden an und verlangten, dass die Gelder an sie ausgehändigt werden sollten, obwohl weder ihre Größe noch ihre Zusammensetzung sie hierzu aus der Sicht der JRSO als tauglich erscheinen ließen und zudem die hohen Beträge nicht von ihnen benötigt wurden, um kulturelle Werte wiederherzustellen. Nach einiger Zeit wurden mit einigen dieser Gemeinden Abkommen geschlossen, wonach gewisse Gebäude ihnen in dem Maße zugänglich gemacht wurden, in dem Bedarf hierfür bestand81.


Andere Pläne, wie z.B. der Plan Philipp Auerbachs, wonach an Stelle der JRSO ein internationaler jüdischer Fonds mit 200 Millionen Dollar gebildet werden sollte, wurden nicht realisiert82. Stattdessen trat in der amerikanischen Zone im Juni 1948 die JRSO die Nachfolge des jüdischen erbenlosen Vermögens an83.


Hand in Hand mit der Gründung der JRSO begann das Wirken der United Restitution Successor Organisation in der britischen Zone. Die URO wurde ursprünglich am 6. November 1948 in London als "Company Limited by Guarantee and not having a Share Capital" von früheren deutschjüdischen Anwälten, die nach England emigriert und im Council of Jews from Germany organisiert waren, gegründet. Die Gründungsinitiative ging von der 1945 gegründeten Dachorganisation "Council of Jews from Germany" aus, die erreichte, dass das "American Joint Distribution Committee" der „Central British Fund for Jewish Relief and Rehabilitation“ und die „Jewish Agency for Palestine“ die Startfinanzierung der URO sicherstellten. Die Kosten waren erheblich, denn die URO hatte mehrere Büros u.a. in Israel, den USA, Frankreich und Deutschland eröffnet84. Die URO informierte die Verfolgten über ihre Ansprüche und stellte ihnen Anwälte zur Verfügung, die Ansprüche den Ämtern gegenüber vertraten und gegebenenfalls vor Gericht durchfochten85. Die URO war schließlich wohl die größte Rechtshilfeorganisation in Deutschland und spezialisierte sich darauf, auf der Grundlage der Rückerstattungsgesetze der Militärregierungen in Deutschland den Opfern nationalsozialistischer Verfolgung die Möglichkeit zu eröffnen, Vermögenswerte zurückzuerhalten und zudem die Zahl derjenigen Anwälte, die exorbitante Erfolgshonorare verlangten, einzudämmen; sie hatte zeitweise mehr als 1.000 Mitarbeiter und vertrat rund 300.000 Mandanten86.


Die Anwälte der URO intervenierten oft zusammen mit der Claims Conference bei Regierungsvertretern, wenn nach ihrer Ansicht Fehlentscheidungen getroffen worden waren und so kam es, dass die URO Musterprozesse gegen restriktive Amtsentscheidungen führte, von denen auch andere Verfolgtengruppen profitierten87.


Die URO war Ansprechpartner für alle verarmten und weltweit verstreuten jüdischen Flüchtlinge, um Rückerstattungsansprüche ohne Kostenrisiko vor den Gerichten in Deutschland und mit anwaltlicher Vertretung geltend machen zu können88. Später unterhielt die URO Büros in Europa, Israel, den USA, Kanada, Australien, Südamerika und Südafrika. Die Zahl der Mandanten bzw. der vertretenen Ansprüche stieg von 65.000 bzw. 121.000 im Jahre 1955 auf etwa 300.000 mit etwa 450.000 Klagen. Während die URO 1955 ca. 700 Mitarbeiter beschäftigte, stieg die Zahl um das Jahr 1960 auf über 1.100 Mitarbeiter, darunter 223 zugelassene Rechtsanwälte89.


Im September 1948 erkannte das Foreign Office die URO offiziell an, und nachdem in der Folgezeit einige deutsche Gerichte die Vertretungsbefugnis der URO angezweifelt hatten90, erging 1951 eine Verordnung, wonach "besondere Organisationen für die Vertretung und Rechtsberatung der Beteiligten an Rückerstattungsverfahren" im Geltungsbereich des für die britische Zone erlassenen Rückerstattungsgesetzes zugelassen werden konnten; noch am selben Tag wurde die URO als eine solche Organisation zugelassen.


In der US-Zone war man nicht bereit, die URO als eine selbständige Rechtshilfeorganisation zuzulassen. Hier wurde die JRSO ermächtigt, eine eigene Rechtshilfeabteilung (Legal Aid Department) einzurichten91. Bei der JRSO handelte es sich um die für die US Zone zuständige und um eine der in den westalliierten Rückerstattungsgesetzen vorgesehene "Nachfolge-Organisation", der das rückerstattungspflichtige jüdische Vermögen zugesprochen wurde, wenn es nicht (fristgemäß) eingefordert wurde oder als "erblos" galt92. Die JRSO setzte sich aus folgenden jüdischen Organisationen zusammen:


Jewish Agency, American Joint Distribution Committee, American Jewish Committee, World Jewish Congress, American Jewish Conference Agudas Israel World Organization, Board of Deputies of British Jews, Council for the Protection of the Rights and Interests of the Jews from Germany, Central Committee of Liberated Jews in Germany, Conseil representatif des Juifs de France, Jewish Cultural Reconstruction Inc. und der Interessenvertretung israelitischer Kultusgemeinden in der Amerikanischen Zone in Deutschland93.


Die von Benjamin Ferencz geleitete JRSO begann Mitte 1948 damit, ihre Rechte zu sichern, was zu erheblichen Spannungen im Verhältnis zu individuellen Rückerstattungsansprüchen führte. Das "Legal Aid Department" hingegen kümmerte sich um Rechtshilfe für individuelle Berechtigte, also die selben Belange wie die URO, woraus sich eine sehr enge Zusammenarbeit zwischen den beide Institutionen entwickelte, wobei das JRSO - Department die formale Verantwortung für die Tätigkeit der URO auf dem Gebiet der US-Zone bis zum Jahr 1955 übernahm94.


Die von der JRSO sichergestellten Gelder wurden zu Wohlfahrtszwecken und für Hilfsmaßnahmen der Jewish Agency und des AJDC verwendet. Wie oben zuvor dargelegt, stellte die JRSO auch Ansprüche auf die Rückerstattung des Vermögens von Gemeinden, Organisationen und Einrichtungen; auch diese Gelder wurden vor allem für die kulturellen und religiösen Bedürfnisse der in Deutschland wiederhergestellten Gemeinden genutzt, zur Errichtung von Synagogen und Wohlfahrtseinrichtungen95. Insgesamt erhielten die jüdischen Organisationen erbenloses Vermögen im Wert von mehreren hundert Millionen DM.


Nach Abschluss des Luxemburger Abkommens kam es zu einer wesentlichen Erweiterung der URO-Klientel. Dies brachte erhöhte Kosten mit sich, bei gleichzeitigem Ende der Anlauffinanzierung durch die oben erwähnten Organisationen. Daher übernahm 1953 die Claims Conference die finanzielle Unterstützung und unterstützte mehrere Jahre lang die URO96. Diese Gelder stammten aus den Zahlungen der Bundesrepublik an die JCC im Rahmen der Luxemburger Verträge. Die finanzielle Hilfe der JCC war jedoch mit einer Erweiterung des Vorstandes der URO, in dem zuvor vor allem deutsche Juristen vertreten waren, verbunden. Die Neugestaltung des Vorstandes verursachte wohl auch aufgrund der Einflussnahme amerikanischer Organisationen Streit.


Benjamin Ferencz war nicht nur Direktor der JRSO, sondern auch "Director of Operations" der URO und "Director for Germany" der JCC97. Alle diese Organisationen arbeiteten zusammen, wobei die URO der JCC half, ihren Einfluss auf die bundesdeutsche Gesetzgebung zur Wiedergutmachung auszuüben. Da sie vorwiegend jüdische Interessen vertrat, machte sie das Grundproblem der Wiedergutmachung deutlich, dass diejenigen Verfolgtengruppen mit dem höchsten Organisationsgrad ihre Interessen am wirksamsten vertraten98.


In der britischen Zone wurde 1950 die Jewish Trust Corporation for Germany, die 1952 um eine "French-Branch" für die französische Zone erweitert wurde, als Nachfolgeorganisation ernannt. Die Jewish Trust Corporation bestand aus den folgenden Organisationen:


American Joint Distribution Committee, Jewish Agency, Central British Fund, World Jewish Congress, Agudas Israel World Organization, Board of Deputies of British Jews, Council for the Protection of the Rights and Interests of the Jews from Germany, Anglo-Jewish Organization und Jewish Communities in the British Zone of Germany99.


Allerdings verzögerte sich die Ernennung der JTC in Nordrhein-Westfalen (britische Zone) als Nachfolgeorganisation, weil zunächst die jüdischen Nachkriegsgemeinden als Körperschaften des öffentlichen Rechts und legitime Nachfolger der ehemaligen Gemeinden anerkannt wurden.


In Baden-Württemberg (amerikanische Zone) war es so, dass die JRSO das gesamt Eigentum der jüdischen Gemeinden erhielt, dann aber unter fairen und angemessenen Bedingungen den Nachkriegsgemeinden das Eigentum überschrieb, das sie zum Erhalt und zur Förderung des Gemeindelebens benötigten. So wurde am 3. März 1950 eine Vereinbarung zwischen den jüdischen Gemeinden in der britischen Zone und Vertretern des JTC geschlossen, in der die JTC die Rechte an dem erbenlosen, nicht beanspruchten Eigentum erhielt. Ein Unterausschuss sollte über das Gemeindeeigentum entscheiden und hier Regeln und Verfahrensweisen für ein weiteres Vorgehen ausarbeiten. Der Vorstand dieses Ausschusses sollte sich paritätisch aus Vertretern der jüdischen Gemeinden und Vertretern des Central British Fund for Jewish Relief and Rehabilitation, des American Joint Distribution Committee, der Jewish Agency for Palestine und des Council for the Protection of Rights and Interests of Jews from Germany zusammensetzen. Aus diesem Fonds wurden 2 Millionen DM an bedürftige Gemeindemitglieder bezahlt. Insgesamt zahlten die JRSO und die JTC mehr als 50.000.000 DM an die jüdischen Gemeinden. Die JRSO erlöste mit ihren Anträgen gegen das Reich 38.000.000 DM, die JTC 89.000.000 DM100.


Eine größere Rolle spielten auch die jüdischen Organisationen, die in den jeweiligen, ebenfalls in der Zeit des Nationalsozialismus geschädigten, Ländern beheimatet waren. Wie Stuart Eizenstat, der Mediator und Chefunterhändler der amerikanischen Regierung bei der Gründung der Stiftung EVZ aufzeigt, kam es insbesondere in Polen zu einer langwierigen Auseinandersetzung zwischen dort ansässigen Polen jüdischen Glaubens und der JCC.


Einfluss auf die Entschädigung hatten auch der Präsident des WJC (des Jüdischen Weltkongresses), Edgar Bronfman sowie Israel Singer die zudem in leitender Position in der World Jewish Restitution Organization (WJRO), der Jüdischen Weltorganisation für Vermögensrückgabe, tätig waren, der Bronfman als Präsident vorstand. Singer war es dann, der zusammen mit Steinberg und Maram Stern, dem Europa-Direktor der WJRO, die Unterstützung der Administration bei der Rückgewinnung konfiszierten jüdischen Eigentums erbeten hatte, was schließlich zur Gründung der Stiftung EVZ führte101.


Die WJRO wurde als Dachorganisation über zehn jüdische Organisationen vom Jüdischen Weltkongress und von der israelischen Regierung im Jahre 1992 nach dem Zusammenbruch des Kommunismus gegründet, um die Interessen der Juden in aller Welt zu vertreten, und deren Eigentum zurückzuerhalten102. Die WJRO wusste, dass sie die Hilfe der US-Regierung brauchte, wenn sie in den ehemals kommunistischen Staaten etwas ausrichten wollte. Dies ist ein gutes Beispiel dafür, wie eine Nichtregierungsorganisation ihr Anliegen zur richtigen Zeit vorbringen und die Regierungspolitik der USA beeinflussen konnte. Kritik an der Vorgehensweise der WJRO gab es in verschiedener Hinsicht. Zum einen wiederholte sich die Auseinandersetzung über das Vertretungsrecht. Verschiedene jüdische Gemeinden in Osteuropa fühlten sich von der WJRO übergangen und forderten, ähnlich wie es 1947 die jüdischen Gemeinden in den drei Westzonen taten, eine eigenständige Interessenvertretung. Kritik wurde auch wegen des Verhandlungsstils geäußert, von dem negative Rückwirkungen auf die gesellschaftliche Situation der jüdischen Gemeinden befürchtet wurden.
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